
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz 

Entwurf eines Gesetzes zur Zulassung virtueller Wohnungseigentü-
merversammlungen, zur Erleichterung des Einsatzes von Steckersolar-
geräten und zur Übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbar-
keiten für Erneuerbare-Energien-Anlagen 

A. Problem und Ziel 

Nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) können Wohnungseigentümerversammlun-
gen derzeit lediglich als Präsenzversammlungen abgehalten werden oder in hybrider Form 
stattfinden, also als Präsenzveranstaltung mit Online-Teilnahmemöglichkeit. Eine rein vir-
tuelle Versammlung ohne Teilnahmemöglichkeit in Präsenz ist hingegen nur möglich, wenn 
die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer eine entsprechende Vereinbarung getrof-
fen haben. Die Durchführung virtueller Wohnungseigentümerversammlungen soll erleich-
tert werden. 

Im Zuge der Energiewende und vor dem Hintergrund der geopolitischen Lage sind die er-
neuerbaren Energien verstärkt auszubauen. Dieser Ausbau begegnet in der Praxis ver-
schiedenen Hindernissen, die auch das Wohnungseigentumsrecht, das Mietrecht und das 
Recht der beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten betreffen und insoweit beseitigt wer-
den sollen. 

Im Wohnungseigentumsrecht stellt die Installation von Steckersolargeräten in der Regel 
eine bauliche Veränderung dar, für die ein Mehrheitsbeschluss der Wohnungseigentüme-
rinnen und -eigentümer erforderlich ist. In der Praxis kann es schwierig sein, die erforderli-
che Mehrheit zu erlangen. Im Mietrecht kann die Erlangung der Zustimmung der Vermiete-
rin oder des Vermieters zur Installation eines Steckersolargerätes ebenfalls schwierig sein. 

Bei der Nutzung von Grundstücken für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuer-
barer Energie spielen beschränkte persönliche Dienstbarkeiten eine wichtige Rolle. Sie sind 
grundsätzlich nicht übertragbar. Da allerdings in bestimmten Fällen ein Bedarf für einen 
Wechsel des Anlagenbetreibers und damit für eine Übertragung der beschränkten persön-
lichen Dienstbarkeit besteht, muss sich die Praxis derzeit mit aufwändigen und komplizier-
ten vertraglichen Ausgestaltungen behelfen. Die Notwendigkeit derartiger Ersatzlösungen 
soll entfallen. Damit leistet der Entwurf einen Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigkeits-
ziele 7 und 16 der UN-Agenda 2030, welche die deutliche Erhöhung des Anteils erneuer-
barer Energie und bedarfsorientierte Entscheidungsfindung auf allen Ebenen verlangen. 

B. Lösung 

Im WEG wird eine Beschlusskompetenz der Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer 
für virtuelle Wohnungseigentümerversammlungen geschaffen. 

Im Wohnungseigentumsrecht und im Mietrecht wird die Stromerzeugung durch Steckerso-
largeräte in den Katalog der sogenannten privilegierten Maßnahmen aufgenommen. 

Die Ausnahmen von der Unübertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten in 
§ 1092 Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden für juristische Personen und 
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für rechtsfähige Personengesellschaften um Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie 
erweitert. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Der Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürgern verringert sich um ca. 7,281 Millionen 
Euro sowie um Zeitaufwand in Höhe von ca. 111 958 Stunden. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft verringert sich um ca. 10,904 Millionen Euro. Mit 
Blick auf die „One in, one out“-Regelung der Bundesregierung bedeutet dies ein „Out“ in 
vorgenannter Höhe. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Davon entfallen 1,125 Millionen Euro auf Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung entsteht eine Entlastung, die sich allerdings nicht genau beziffern lässt. 

F. Weitere Kosten 

Keine. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 

Entwurf eines Gesetzes zur Zulassung virtueller Wohnungseigentü-
merversammlungen, zur Erleichterung des Einsatzes von Steckerso-
largeräten und zur Übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienst-

barkeiten für Erneuerbare-Energien-Anlagen 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 

Das Wohnungseigentumsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 
2021 (BGBl. I S. 34), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 7. November 2022 (BGBl. I 
S. 1982) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 20 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird nach dem Wort „Kapazität“ das Wort „und“ eingefügt. 

c) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt: 

5. „ der Stromerzeugung durch Steckersolargeräte“. 

2. Nach § 23 Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Die Wohnungseigentümer können mit mindestens drei Vierteln der abgegebe-
nen Stimmen beschließen, dass die Versammlung innerhalb eines Zeitraums von 
längstens drei Jahren ab Beschlussfassung ohne physische Präsenz der Wohnungs-
eigentümer und des Verwalters an einem Versammlungsort stattfindet oder stattfinden 
kann (virtuelle Wohnungseigentümerversammlung). Die virtuelle Wohnungseigentü-
merversammlung muss hinsichtlich der Teilnahme und Rechteausübung mit einer Prä-
senzversammlung vergleichbar sein.“ 

3. In § 26a Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und für Verbraucherschutz“ gestrichen. 

Artikel 2 

Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das Bürgerliche Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. § 554 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

§ 554„ 

Barrierereduzierung, E-Mobilität, Einbruchsschutz und Steckersolargeräte“. 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und werden nach 
dem Wort „Einbruchsschutz“ die Wörter „oder der Stromerzeugung durch Stecker-
solargeräte“ eingefügt. 

2. § 1092 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Steht einer juristischen Person oder einer rechtsfähigen Personengesellschaft eine 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit zu, so ist die Dienstbarkeit übertragbar, wenn 
sie dazu berechtigt, ein Grundstück zu nutzen für: 

1. Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien im Sinne des § 3 Nummer 21 des 
Erneuerbare-Energien-Gesetzes, 

2. Anlagen zur Fortleitung von Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser, Öl 
oder Rohstoffen, einschließlich aller dazugehörigen Anlagen, die der Fortleitung 
unmittelbar dienen, 

3. Telekommunikationsanlagen, 

4. Anlagen zum Transport von Produkten zwischen Betriebsstätten eines oder meh-
rerer privater oder öffentlicher Unternehmen oder 

5. Straßenbahn- oder Eisenbahnanlagen.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) können Wohnungseigentümerversammlun-
gen derzeit lediglich als Präsenzversammlungen abgehalten werden oder in hybrider Form 
stattfinden, also als Präsenzveranstaltung mit Online-Teilnahmemöglichkeit. Eine rein vir-
tuelle Versammlung ohne Teilnahmemöglichkeit in Präsenz ist hingegen nur möglich, wenn 
die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer eine entsprechende Vereinbarung getrof-
fen haben. Die Durchführung virtueller Wohnungseigentümerversammlungen soll erleich-
tert werden. 

Im Zuge der Energiewende und vor dem Hintergrund der geopolitischen Lage sind die er-
neuerbaren Energien verstärkt auszubauen. Dieser Ausbau begegnet in der Praxis ver-
schiedenen Hindernissen, die auch das Wohnungseigentumsrecht, das Mietrecht und das 
Recht der beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten betreffen und insoweit beseitigt wer-
den sollen. 

Im Wohnungseigentumsrecht stellt die Installation von Steckersolargeräten regelmäßig 
eine bauliche Veränderung dar, für die ein Mehrheitsbeschluss der Wohnungseigentüme-
rinnen und -eigentümer erforderlich ist. In der Praxis kann es schwierig sein, die erforderli-
che Mehrheit zu erlangen. Im Mietrecht kann die Erlangung der Zustimmung der Vermiete-
rin oder des Vermieters zur Installation eines Steckersolargerätes ebenfalls schwierig sein, 
wenn mit der Installation eine Modifizierung der Substanz der Mietsache verbunden ist.  

Bei der Nutzung von Grundstücken für die Errichtung von Anlagen zur Erzeugung erneuer-
barer Energie spielen beschränkte persönliche Dienstbarkeiten eine wichtige Rolle. Sie sind 
grundsätzlich nicht übertragbar. Da allerdings in bestimmten Fällen ein Bedarf für einen 
Wechsel des Anlagenbetreibers und damit für eine Übertragung der beschränkten persön-
lichen Dienstbarkeit besteht, muss sich die Praxis derzeit mit aufwändigen und komplizier-
ten vertraglichen Ausgestaltungen behelfen. Die Notwendigkeit derartiger Ersatzlösungen 
soll entfallen. Damit leistet der Entwurf einen Beitrag zur Erreichung der Nachhaltigkeits-
ziele 7 und 16 der UN-Agenda 2030, welche die deutliche Erhöhung des Anteils erneuer-
barer Energie und bedarfsorientierte Entscheidungsfindung auf allen Ebenen verlangen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Im Wohnungseigentumsgesetz wird eine Beschlusskompetenz für virtuelle Wohnungsei-
gentümerversammlungen geschaffen. 

Im Wohnungseigentumsrecht und im Mietrecht wird die Stromerzeugung durch Steckerso-
largeräte in den Katalog der sogenannten privilegierten Maßnahmen aufgenommen. 

Die Ausnahmen von der Unübertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten in 
§ 1092 Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs werden für juristische Personen und 
für rechtsfähige Personengesellschaften um Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie 
erweitert. 
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III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 
des Grundgesetzes. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Ermöglichung virtueller Wohnungseigentümerversammlungen wird das Woh-
nungseigentumsrecht vereinfacht. Gemeinschaften der Wohnungseigentümer, in denen 
eine große Mehrheit der Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer reine Online-Ver-
sammlungen ohne physische Präsenz für das beste Austauschformat hält, können sich 
künftig nach entsprechender Beschlussfassung dieser Versammlungsform bedienen. 

Durch Erweiterung der Übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten wird die 
dingliche Absicherung vereinfacht. Die bisher notwendigen aufwändigen Vertragsgestaltun-
gen und ihre Absicherung durch eine oder mehrere Vormerkungen, mit denen ein vergleich-
bares Ergebnis erreicht werden sollte, können durch die Rechtsänderung entfallen. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen 
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen dient. 

Indem der Entwurf das Wohnungseigentumsrecht vereinfacht, leistet er einen Beitrag zur 
Verwirklichung von Nachhaltigkeitsziel 16: „Friedliche und inklusive Gesellschaften für eine 
nachhaltige Entwicklung fördern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und leis-
tungsfähige, rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen.“ 
Dieses Nachhaltigkeitsziel verlangt in seinen Zielvorgaben 16.6 und 16.7, leistungsfähige, 
rechenschaftspflichtige und transparente Institutionen auf allen Ebenen aufzubauen und 
dafür zu sorgen, dass die Entscheidungsfindung bedarfsorientiert, inklusiv, partizipatorisch 
und repräsentativ ist. Der Entwurf fördert die Erreichung dieser Zielvorgaben, indem er vir-
tuelle Wohnungseigentümerversammlungen ermöglicht und somit deren Entscheidungsfin-
dungen auch in Bezug auf die Nutzung erneuerbarer Energien erleichtert. Gleichzeitig leis-
tet das vorliegende Regelungsvorhaben damit in seinen Wirkungen einen Beitrag insbe-
sondere zur Erreichung von Nachhaltigkeitsziel (SDG) 7: „Zugang zu bezahlbarer, verläss-
licher, nachhaltiger und moderner Energie für alle sichern“. Dieses Nachhaltigkeitsziel ver-
langt in seiner Zielvorgabe 7.2, bis 2030 den Anteil erneuerbarer Energie am globalen Ener-
giemix deutlich zu erhöhen. Der Entwurf fördert die Erreichung dieser Zielvorgabe, indem 
er die Installation von Steckersolargeräten im Wohnungseigentumsrecht und im Mietrecht 
in den Katalog der privilegierten baulichen Veränderungen aufnimmt sowie die Übertrag-
barkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten, die zur Nutzung eines Grundstücks für 
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Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien berechtigen, ermöglicht und so die Errich-
tung und den Betrieb solcher Anlagen erleichtert. Der Entwurf folgt damit den Prinzipien der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie „(1.) Nachhaltige Entwicklung als Leitprinzip konse-
quent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen anwenden“, „(3.) Natürliche Lebens-
grundlagen erhalten“ und „(5.) Sozialen Zusammenhalt in einer offenen Gesellschaft wah-
ren und verbessern“. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Der Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger verringert sich um ca. 7,281 Millio-
nen Euro sowie um Zeitaufwand in Höhe von rund 111 958 Stunden, der Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft um insgesamt ca. 10,904 Millionen Euro. Mit Blick auf die „One in, one 
out“-Regelung der Bundesregierung bedeutet dies ein „Out“ in vorgenannter Höhe. 

Für die Verwaltung entsteht eine Entlastung, die sich allerdings nicht genau beziffern lässt. 

Grundannahmen 

Bei der Zahl der Eigentumswohnungen in Deutschland sowie der Zahl der Gemeinschaften 
der Wohnungseigentümer und weiterer vergleichbarer statistischer Daten erscheint es für 
das vorliegende Gesetzgebungsverfahren gerechtfertigt, die Daten der WEG-Reform von 
2020 zugrunde zu legen (vergleiche Bundestagsdrucksache 19/18791). Damit ist von 9,29 
Millionen Eigentumswohnungen, von 427 000 Gemeinschaften der Wohnungseigentümer, 
von einer durchschnittlichen Größe der Gemeinschaften der Wohnungseigentümer von 25 
Einheiten und von einer Anwesenheitsquote in den Wohnungseigentümerversammlungen 
von 25 Prozent auszugehen. 

Konkrete Zahlen dazu, wie viele Wohnungseigentümerversammlungen jährlich stattfinden, 
liegen nicht vor. Trotz der Pflicht, mindesten einmal jährlich eine Versammlung durchzufüh-
ren, muss davon ausgegangen werden, dass dies nicht bei allen Gemeinschaften der Woh-
nungseigentümer geschieht. Allerdings gibt es auch etliche Gemeinschaften, in denen in 
einem Jahr mehrere Versammlungen stattfinden. Vor diesem Hintergrund erscheint es an-
gemessen, von 500 000 Eigentümerversammlungen jährlich auszugehen. 

Beschlusskompetenz für virtuelle Wohnungseigentumsversammlungen 

Die durch § 23 Absatz 2a WEG-E eingeführte Beschlusskompetenz für virtuelle Wohnungs-
eigentümerversammlungen führt bei denjenigen Gemeinschaften der Wohnungseigentü-
mer, die sich für diese Art der Wohnungseigentümerversammlung entschieden, zu einer 
Verringerung des Erfüllungsaufwands. Gegenüber Präsenzversammlungen entfallen für die 
Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer die Zeit und etwaige Kosten, um zum Ver-
sammlungsort und wieder zurück zu kommen. Für die Gemeinschaften der Wohnungsei-
gentümer entfallen die Kosten für die Anmietung von Versammlungsräumen. Gegenüber 
Präsenzversammlungen, an denen auch online teilgenommen werden kann (hybride Woh-
nungseigentümerversammlungen) entfallen zudem Kosten für die im Versammlungsraum 
erforderliche Technik zur Ermöglichung der Online-Teilnahme. Auch entfällt der erhöhte 
Personalaufwand seitens der Verwaltungen, von dem bei Hybridversammlungen auszuge-
hen ist. Zusätzliche Kosten bei den Wohnungseigentümerinnen und -eigentümern für die 
Technik fallen hingegen nicht an, weil unterstellt werden kann, dass in Gemeinschaften der 
Wohnungseigentümer, in denen sich mehr als 75 Prozent der Wohnungseigentümerinnen 
und -eigentümer für virtuelle Versammlungen aussprechen, die technische Ausrüstung be-
reits vorhanden ist. Sofern dies im Einzelfall nicht der Fall sein sollte, ist davon auszugehen, 
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dass sich die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer untereinander helfen, ohne dass 
hierfür Kosten anfallen (etwa Teilnahme an der Versammlung beim Nachbarn). 

Konkrete Zahlen dazu, in wie vielen Fällen für die Eigentümerversammlung Räume ange-
mietet werden müssen und welche Kosten hierfür jeweils entstehen, liegen nicht vor. Glei-
ches gilt für die Frage, wie viel Zeit die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer dafür 
benötigen, zum Versammlungsort zu kommen und welche Kosten ihnen hierfür entstehen. 
Es kann unterstellt werden, dass für 75 Prozent der Versammlungen ein Raum angemietet 
werden muss und dass hierfür durchschnittlich 200 Euro Kosten entstehen. Sofern man 
unterstellt, dass künftig 15 Prozent der Gemeinschaften der Wohnungseigentümer von der 
Möglichkeit Gebrauch machen, Wohnungseigentümerversammlungen ausschließlich on-
line durchzuführen, ergibt sich eine Reduzierung des Erfüllungsaufwands in Höhe von 
11,25 Millionen Euro (500 000 Versammlungen x 75 Prozent = 375 000 anzumietende Ver-
sammlungsräume; hiervon entfallen 15 Prozent, also 56 250 Anmietungen; ersparte Kosten 
56 250 x 200 Euro = 11,25 Millionen Euro). 

Geht man davon aus, dass derzeit 30 Prozent der Gemeinschaften der Wohnungseigentü-
mer Hybridversammlungen durchführen, dass bei der Hälfte dieser Gemeinschaften durch-
schnittlich Zusatzkosten für die Möglichkeit zur Onlineteilnahme von 100 Euro pro Ver-
sammlung entstehen (Technik und personeller Mehraufwand) und dass sich ein Drittel die-
ser Gemeinschaften nach der Zulassung virtueller Versammlungen für reine Online-Ver-
sammlungen entscheiden werden, ergibt sich eine weitere Verringerung des Erfüllungsauf-
wands um 2,5 Millionen Euro (30 Prozent von 500 000 Versammlungen = 150 000 Hybrid-
versammlungen, davon 1/3 = 50 000 Versammlungen, die künftig virtuelle Versammlungen 
sein werden; bei der Hälfte davon entfallen 100 Euro Kosten: 25 000 x 100 Euro = 2,5 
Millionen Euro). 

Bei den künftig jährlich 75 000 ausschließlich online stattfindenden Eigentümerversamm-
lungen (15 Prozent von 500 000) entfällt für die 468 750 Teilnehmer (25 Mitglieder der Ge-
meinschaft x 25 Prozent Teilnahmequote = 6,25 Teilnehmer pro Versammlung; 6,25 Teil-
nehmer x 75 000 Versammlungen = 468 750 Teilnehmer insgesamt) die Zeit, um zum Ver-
sammlungsort und wieder zurück zu kommen, soweit sie nicht schon bislang die Möglichkeit 
zur Online-Teilnahme an Hybridversammlungen wahrgenommen haben. Geht man – wie 
oben – davon aus, dass derzeit 30 Prozent der Gemeinschaften der Wohnungseigentümer 
Hybridversammlungen durchführen, dass sich ein Drittel dieser Gemeinschaften der Woh-
nungseigentümer künftig für reine Online-Versammlungen entscheiden wird und dass bei 
Hybridversammlungen 20 Prozent der teilnehmenden Wohnungseigentümerinnen und -ei-
gentümer online teilnehmen, haben bislang bereits 62 500 Personen online an den Ver-
sammlungen teilgenommen (30 Prozent von 500 000 Versammlungen = 150 000 Hybrid-
versammlungen, davon 1/3 = 50 000 Versammlungen, die künftig virtuelle Versammlungen 
sein werden; an diesen Versammlungen nehmen insgesamt 50 000 x 6,25 = 312 500 Per-
sonen teil, 20 Prozent davon online, also 62 500). Bei 406 250 Personen (468 750 – 
62 500) entsteht mithin Zeitersparnis und entfallen Kosten für die An- und Abreise. Konkrete 
Daten zur durchschnittlichen Dauer von Hin- und Rückfahrt sowie zu den durchschnittlich 
damit verbundenen Kosten liegen nicht vor. Werden pro Weg durchschnittlich zehn Minuten 
angesetzt (die Anreisezeiten können sehr unterschiedlich sein und in Fällen, in denen eine 
Anreise aus von weit entfernten Orten erfolgt, auch mehrere Stunden dauern), ergibt sich 
eine Zeitersparnis von 135 417 Stunden. Entstehen den Personen durchschnittlich 2 Euro 
Kosten für die An- und Abreise, entfällt zudem Erfüllungsaufwand in Höhe von 812 500 
Euro.  

Ist eine Eigentumswohnung vermietet, so ist der den vermietenden Wohnungseigentüme-
rinnen und -eigentümern entstehende Erfüllungsaufwand der Wirtschaft zuzuordnen. Nach 
statistischen Erhebungen ist die Zahl der selbstgenutzten Eigentumswohnungen und der 
vermieteten Eigentumswohnungen annährend gleich groß (Statistisches Bundesamt 
(2018), Wirtschaftsrechnungen, Fachserie 15 Heft 2, S. 86.). Vor diesem Hintergrund ist die 
Hälfte der durch die Neuregelung entstehenden Verringerung des Erfüllungsaufwands als 
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Entlastung der Wirtschaft einzuordnen. Neben 5,625 Millionen Euro entfallender Raum-
miete (11,25 Millionen Euro : 2), 1,25 Millionen Euro entfallender Zusatzkosten für Hybrid-
versammlungen (2,5 Millionen Euro : 2) und 406 000 Euro entfallender Kosten für An- und 
Abfahrt (812 500 Euro : 2) sind das 67 708 Stunden (135 417 Stunden : 2). Bei Heranzie-
hung des durchschnittlichen Lohnsatzes des Wirtschaftsabschnitts „L Grundstücks- und 
Wohnungswesen“ in Höhe von 36,90 Euro pro Stunde ist diese Zeitersparnis mit 2,498 Mil-
lionen Euro zu bewerten. 

Auch für die Verwalter – und damit für die Wirtschaft – entfällt bei virtuellen Wohnungsei-
gentümerversammlungen Erfüllungsaufwand. Sie müssen sich nicht um Versammlungs-
räume kümmern, müssen angemietete Versammlungsräume nicht für die Versammlungen 
vorbereiten und müssen auch nicht mehr zu den oftmals weiter entfernten Wohnungseigen-
tümerversammlungen anreisen. Unterstellt man 15 Minuten Zeitaufwand für die Beschaf-
fung des Versammlungsraums (einschließlich Abrechnung der Kosten für den Raum), 15 
Minuten für die Vor- und Nachbereitung des Versammlungsraums sowie jeweils 20 Minuten 
für An- und Abfahrt, ergibt sich pro Versammlung eine Zeitersparnis von 70 Minuten, bei 
75 000 virtuellen Versammlungen mithin 87 500 Stunden. Bei Heranziehung des durch-
schnittlichen Lohnsatzes des Wirtschaftsabschnitts „L Grundstücks- und Wohnungswesen“ 
in Höhe von 36,90 Euro pro Stunde ergibt sich damit eine Entlastung von 3,23 Millionen 
Euro. Hinzu kommen entfallende Fahrtkosten. Unterstellt man hierfür 5 Euro pro Versamm-
lung, so entfallen weitere 375 000 Euro Erfüllungsaufwand. 

Insgesamt führt die Möglichkeit, virtuelle Wohnungseigentümerversammlungen beschlie-
ßen zu können, daher zu einer Verringerung des Erfüllungsaufwands für die Bürgerinnen 
und Bürger um 7,281 Millionen Euro und einer Zeitersparnis von 67 708 Stunden und zu 
einer Verringerung des Erfüllungsaufwands der Wirtschaft um ca. 9,779 Millionen Euro. 

Privilegierung von Steckersolargeräten 

Der Markt für Steckersolargeräte ist relativ neu, es ist davon auszugehen, dass das Inte-
resse an der Installation von Steckersolargeräten in den nächsten Jahren deutlich anstei-
gen wird. Viele Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer sowie Mieterinnen und Mieter 
haben Interesse an der Installation eines Steckersolargerätes, weil sie ihren Stromver-
brauch damit senken und einen Beitrag zur Energiewende leisten wollen. Auch nach der 
derzeitigen Rechtslage kann die Installation von Steckersolargeräten genehmigt werden. 
Es wird geschätzt, dass derzeit zwei Drittel der gestellten Anträge genehmigt und ein Drittel 
abgelehnt wird; konkrete Zahlen hierzu liegen nicht vor. Im Hinblick auf diesen nicht uner-
heblichen Anteil an Genehmigungen ist davon auszugehen, dass Personen, die ein Ste-
ckersolargerät installieren wollen, bereits derzeit tatsächlich einen entsprechenden Antrag 
stellen, sich also nicht wegen „faktischer Aussichtslosigkeit“ von einer Antragstellung ab-
halten lassen. Es ist daher nicht davon auszugehen, dass die Neuregelung zu einem An-
steigen der Antragszahlen führen wird. Ein Ansteigen ist vielmehr ohnehin aufgrund der 
Marktentwicklung zu erwarten. Für die zu erwartenden Anträge verringert die Rechtsände-
rung den Aufwand und führt damit zu einer Reduzierung des Erfüllungsaufwands. 

Einer Studie der Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin (HTW) auf Grundlage von 
Befragungen der Anbieter von Steckersolargeräte zufolge gibt es in Deutschland hochge-
rechnet 190 000 installierte Steckersolargeräte (Hochschule für Technik und Wirtschaft Ber-
lin (2022), Der Markt für Steckersolargeräte 2022, Ergebnisse einer Erhebung und Befra-
gung von Anbietern zu Marktvolumen, -struktur und –entwicklung in Deutschland. Unter: 
https://solar.htw-berlin.de/wp-content/uploads/BERGNER-2022-Marktstudie-Steckerso-
lar.pdf). Der Hochrechnung zufolge wurden im Jahr 2020 ca. 49 000 und im Jahr 2021 ca. 
80 000 Geräte verkauft. Berücksichtigt man zusätzlich, dass 75 Prozent der Geräte an End-
kundinnen und Endkunden verkauft wurden und von diesen Geräten 29 Prozent durch 
Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer oder Mieterinnen und Mieter an einem Balkon 
angebracht wurden, so ergibt sich ein geschätzter Bestand an Steckersolargeräten von 
41 325 (190 000 x 0,75 x 0,29). Unterstellt man, dass Wohnungseigentümerinnen und -

https://solar.htw-berlin.de/wp-content/uploads/BERGNER-2022-Marktstudie-Steckersolar.pdf
https://solar.htw-berlin.de/wp-content/uploads/BERGNER-2022-Marktstudie-Steckersolar.pdf
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eigentümer sowie Mieterinnen und Mieter im Jahr 2022 30 000 Steckersolargeräte gekauft 
und installiert haben (zu einem Kauf dürfte es in der Regel erst dann kommen, wenn eine 
Genehmigung vorliegt), und unterstellt man für die kommenden fünf Jahre einen jeweiligen 
Anstieg um 50 Prozent, so ist im Durchschnitt für Jahre die 2023 bis 2027 jeweils mit 
118 000 Anträgen auf Genehmigung zu rechnen. 

Bei der Ermittlung des Erfüllungsaufwands sind selbstnutzende Wohnungseigentümerin-
nen und -eigentümer bzw. Mieterinnen und Mieter dem Normadressaten Bürgerinnen und 
Bürger zuzuordnen, vermietende Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer sowie an-
dere Vermieterinnen und Vermieter hingegen dem Normadressaten Wirtschaft. In Deutsch-
land gibt es ca. 19,9 Millionen Hauptmieterhaushalte (vergleiche Pressemitteilung Destatis 
vom 31. März 2023). Wegen der jeweils hälftigen Selbstnutzung und Vermietung von Ei-
gentumswohnungen wird davon ausgegangen, dass bauliche Veränderungen zur Installa-
tion eines Steckersolargerätes bei Wohnungseigentum zur Hälfte von selbstnutzenden 
Wohnungseigentümerinnen und -eigentümern bzw. Mieterinnen und Mietern und zur ande-
ren Hälfte von vermietenden Wohnungseigentümerinnen und -eigentümern verlangt wer-
den. 

Verlangen der baulichen Veränderung 

Während nach geltender Rechtslage die antragstellende Person ihren Antrag gegenüber 
der Vermieterin oder dem Vermieter oder der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer be-
gründen muss, entfällt dieser Begründungsaufwand mit der Gewährung eines Anspruchs 
auf die bauliche Veränderung. Im Rahmen der WEG-Reform 2020 wurde der Zeitaufwand 
für Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer bzw. Mieterinnen und Mieter, das Verlan-
gen nach einer privilegierten baulichen Maßnahme zu stellen, auf durchschnittlich 27 Minu-
ten pro Vorhaben geschätzt (vergleiche Bundestagsdrucksache 19/18791, S. 35: 15 Minu-
ten für das Zusammenstellen von Informationen über die begehrte Maßnahme, zehn Minu-
ten für die Aufbereitung und das Aufsetzen eines entsprechenden Schreibens und zwei 
Minuten für die Übermittlung des Schreibens; Sachkosten fallen nicht an). Es kann unter-
stellt werden, dass dieser Zeitaufwand derzeit ohne die Privilegierung durchschnittlich zehn 
Minuten größer ist, weil mehr Informationen über die Sinnhaftigkeit der Installation eines 
Steckersolargerätes zusammengetragen und aufbereitet werden müssen. Dieser zusätzli-
che Aufwand wird künftig entfallen, wodurch sich für die Bürgerinnen und Bürger eine Re-
duzierung des jährlichen Erfüllungsaufwands um ca. 19 667 Stunden ergibt (118 000 An-
träge x 10 Minuten). 

Entscheidung über das Verlangen 

Nach geltender und künftiger Rechtslage muss über die gestellten Verlangen auf Gestat-
tung einer baulichen Veränderung entschieden werden. Im Falle von Wohnungseigentum 
geschieht das – unabhängig davon, ob es sich um selbstgenutzte oder um vermietete Woh-
nungen handelt – im Rahmen der Wohnungseigentümerversammlung, im Falle der Vermie-
tung von Mietwohnungen geschieht es durch die Vermieterin oder den Vermieter. Weil die 
Privilegierung einen Anspruch auf Durchführung der baulichen Veränderung bewirkt, ent-
fällt bei der Entscheidungen Zeit für die Frage des „Ob“ der Durchführung. Die dadurch 
entstehende Zeitersparnis wird im Fall von Wohnungseigentum typischerweise größer sein 
als bei Mietwohnungen, denn in Wohnungseigentümerversammlungen lösen Verlangen 
nach der Installation von Steckersolargeräten derzeit in der Regel erheblichen Erörterungs-
bedarf aus. Die Vermieterinnen und Vermieter von Mietwohnungen werden demgegenüber 
in der Regel schneller zu Entscheidungen kommen. Für die Berechnung der Entlastung 
beim Erfüllungsaufwand wird unterstellt, dass sich die Entscheidung in der Wohnungsei-
gentümerversammlung durchschnittlich um zehn Minuten verkürzt, die Entscheidung bei 
Vermieterinnen und Vermietern von Mietwohnungen durchschnittlich um fünf Minuten. 
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Es kann unterstellt werden, dass sich die 118 000 jährlich zu erwartenden Genehmigungs-
verlangen gleichmäßig auf selbstgenutzte Eigentumswohnungen (4,645 Millionen), vermie-
tete Eigentumswohnungen (4,645 Millionen) und Mietwohnungen (19,9 Millionen – 4,645 
Millionen = 15,255 Millionen) verteilen, also grob im Verhältnis 1/5, 1/5 und 3/5. 

Bei selbstgenutzten Eigentumswohnungen handelt es sich bei dem Aufwand, der durch die 
Entscheidung der Wohnungseigentümerversammlung über die Verlangen entsteht, um Er-
füllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger, bei vermieteten Eigentumswohnungen 
handelt es sich um Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. Beides ist jeweils zur Hälfte der 
Fall, vergleiche oben. Bei 47 200 Verlangen, die Eigentumswohnungen betreffen (118 000 
x 2/5), führt die mit der Rechtsänderung verbundene Zeitersparnis von zehn Minuten zu 
einer gesamten Zeitersparnis von 49 167 Stunden (6,25 Teilnehmer pro Versammlung x 10 
Minuten = 62,5 Minuten Zeitersparnis pro Verlangen; 62,5 Minuten x 47 200 Verlangen = 
49 167 Stunden), also für Bürger und Wirtschaft je zu 24 583 Stunden. Unter Anwendung 
des durchschnittlichen Lohnsatzes von 36,90 Euro pro Stunde ergibt sich eine Entlastung 
für die Wirtschaft von ca. 907 000 Euro. 

Bei Mietwohnungen ist die Vermieterin oder der Vermieter, die oder der über das Verlangen 
zu entschieden hat, stets der Wirtschaft zuzurechnen. Bei 70 800 Verlangen, die auf Miet-
wohnungen entfallen (118 000 x 3/5), und einer Zeitersparnis von fünf Minuten pro Fall, 
entsteht insgesamt eine Zeitersparnis von 5 900 Stunden, was bei einem Stundensatz von 
36,90 Euro einer Verringerung des Erfüllungsaufwands um ca. 218 000 Euro entspricht. 

Insgesamt führt die Privilegierung der Stromerzeugung durch Steckersolargeräte daher zu 
einer Verringerung des Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft um ca. 1,125 Millionen Euro 
und zu einer Verringerung des Erfüllungsaufwands der Bürgerinnen und Bürger durch eine 
Zeitersparnis von 44 250 Stunden. 

Erweiterung der Übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten 

Die Neuregelung hat eine Entlastungswirkung für Wirtschaft und Verwaltung zur Folge, die 
sich allerdings nicht konkret beziffern lässt. Zwar ergibt sich aus Statistiken des Markt-
stammdatenregisters der Bundesnetzagentur, dass im Jahr 2022 insgesamt 932 Projekte 
zum Bau und Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie genehmigt 
wurden. Es ist aber weder bekannt, welche Rechtsform die jeweiligen Projektträger hatten, 
noch wie sich bei den jeweiligen Projekten die Eigentumssituation hinsichtlich der genutzten 
Flächen dargestellt hat (Zahl der jeweils benötigten Grundstücke, Nutzung eigener oder 
fremder Grundstücke, ggf. Art und Weise der Absicherung der Nutzung fremder Grundstü-
cke). Ebenso wenig ist bekannt, ob und ggf. in wie vielen Altfällen die Beteiligten die Recht-
sänderung nachträglich zum Anlass für Änderungen ihrer Vereinbarungen nehmen werden. 
Im Hinblick auf eine etwaige Entlastung der Verwaltung durch den Wegfall der zeitaufwän-
digen Feststellungsverfahren nach §§ 1092, 1059a BGB ist nicht bekannt, in wie vielen 
Fällen es tatsächlich zu einer Notwendigkeit der Übertragung von beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeiten kommen könnte. 

5. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf das Einzelpreisniveau und das allgemeine Preisniveau, insbesondere 
auf die Verbraucherpreise, sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher, gleichstellungspolitische und demo-
grafische Auswirkungen sowie Auswirkungen auf die Wahrung und Förderung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse sind nicht zu erwarten. 
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VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung ist nicht vorgesehen. Eine Evaluierung ist im Hinblick auf die Regelungs-
materie und den Regelungsumfang nicht erforderlich. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes) 

Artikel 1 enthält Änderungen des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG). 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 20 WEG) 

Die Installation eines Steckersolargerätes („Balkonkraftwerk“) stellt in der Regel eine bauli-
che Veränderung dar. Aus diesem Grund bedarf es für ihre Zulässigkeit eines Beschlusses 
im Sinne von § 20 Absatz 1 WEG. Weil es in der Praxis teilweise schwierig ist, die erforder-
liche Mehrheit für einen solchen Beschluss zu erlangen, soll der Katalog der sogenannten 
privilegierten Maßnahmen in § 20 Absatz 2 Satz 1 WEG um die Stromerzeugung durch 
Steckersolargeräte erweitert werden. § 20 Absatz 2 Satz 1 WEG begründet einen Individu-
alanspruch jeder Wohnungseigentümerin und jedes Wohnungseigentümers auf Gestattung 
der dort genannten baulichen Veränderungen, sofern diese angemessen sind. Besteht die-
ser Anspruch auf Beschlussfassung, haben die Wohnungseigentümerinnen und -eigentü-
mer lediglich hinsichtlich der Durchführung der Maßnahme einen Entscheidungsspielraum. 

Eine grundlegende Umgestaltung der Wohnanlage im Sinne von § 20 Absatz 4 WEG wird 
bei der Installation von Steckersolargeräten regelmäßig nicht vorliegen, und zwar auch 
dann nicht, wenn solche Geräte von mehreren oder gar allen Einheiten installiert werden. 

Stromerzeugung durch Steckersolargeräte stellt eine gute Möglichkeit für Wohnungseigen-
tümerinnen und -eigentümer dar, sich teilweise selbst mit Solarstrom zu versorgen und so 
an der Energiewende teilzuhaben. 

In der Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister am 10. November 2022 
haben die Justizministerinnen und Justizminister der Länder den Bundesminister der Justiz 
gebeten, einen Vorschlag zur Privilegierung der Stromerzeugung durch Steckersolargeräte 
vorzulegen. 

Zu Buchstabe a 

Bei Buchstabe a handelt es sich um eine sprachliche Folgeänderung zu der vorgesehenen 
Einfügung einer neuen Nummer 5 durch Buchstabe c. 

Zu Buchstabe b 

Bei Buchstabe b handelt es sich um eine sprachliche Folgeänderung zu der vorgesehenen 
Einfügung einer neuen Nummer 5 durch Buchstabe c. 

Zu Buchstabe c 

Mit Buchstabe c wird eine neue Nummer 5 in § 20 Absatz 2 Satz 1 WEG eingefügt.  

Unter Steckersolargeräten werden gemäß den technischen Normen des Verbandes der 
Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. (VDE)/Forum Netztechnik/Netzbetrieb 
im VDE (FNN) derzeit kleine PV-Anlagen bis maximal 600 Watt (W) Wechselrichterleistung 
verstanden. In der Regel handelt es sich um laienbedienbare Geräte, die aus (wenigstens) 
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je einem Photovoltaik-Modul, einem netzgekoppelten Wechselrichter, einer Anschlusslei-
tung und einem Stecker zum Anschluss an Endstromkreise bestehen. Die vorgeschlagene 
Regelung in § 20 Absatz 2 Satz 1 WEG verzichtet bewusst auf konkrete technische Vorga-
ben. Solche könnten sich angesichts des technischen Fortschritts sowie sich ändernder 
Normen und Definitionen schnell als überholt erweisen. Beispielsweise überarbeitet der 
VDE derzeit seine relevanten Normen zu Steckersolargeräten. Er beabsichtigt, die techni-
schen Anforderungen an Steckersolargeräte zukünftig in einer neu zu schaffenden Produkt-
norm detailliert zu regeln (DIN VDE V 0126-95). 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 23 WEG) 

Mit Nummer 2 wird eine Beschlusskompetenz der Wohnungseigentümerinnen und -eigen-
tümer für reine Online-Versammlungen („virtuelle Wohnungseigentümerversammlungen“) 
geschaffen. Die bisherige Möglichkeit, die Online-Teilnahme an Präsenzversammlungen zu 
ermöglichen („hybride Wohnungseigentümerversammlungen“), bleibt unverändert beste-
hen. Die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer haben künftig mithin die Wahl, Woh-
nungseigentümerversammlungen in Präsenz, hybrid oder rein virtuell durchzuführen. 

Nach § 23 Absatz 2a WEG-E können die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer mit 
mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stimmen beschließen, dass die Versammlung 
innerhalb eines Zeitraums von längstens drei Jahren ab Beschlussfassung ohne physische 
Präsenz der Wohnungseigentümer und des Verwalters an einem Versammlungsort statt-
findet oder stattfinden kann (virtuelle Wohnungseigentümerversammlung). Die virtuelle 
Wohnungseigentümerversammlung muss hinsichtlich der Teilnahme und Rechteausübung 
mit einer Präsenzversammlung vergleichbar sein. 

Entscheiden sich die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer für virtuelle Wohnungs-
eigentümerversammlungen, so haben sie nach § 23 Absatz 2a WEG-E die Wahl, entweder 
zu beschließen, dass Versammlungen nur noch als reine Online-Versammlungen durchge-
führt werden („stattfindet“), oder dass sie auch als reine Online-Versammlungen durchge-
führt werden können („stattfinden kann“), es mithin einer weiteren Entscheidung hierzu be-
darf. Einen vergleichbaren Gedanken enthält § 118a des Aktiengesetzes (AktG). Beschlie-
ßen die Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer, dass Versammlungen rein online 
durchgeführt werden können, so können sie das konkrete Format für bevorstehende Ver-
sammlungen durch Geschäftsordnungsbeschlüsse regeln. Treffen sie keine solche Rege-
lung, entscheidet die Verwalterin oder der Verwalter nach pflichtgemäßem Ermessen über 
die Art der Durchführung. 

Der Entwurf sieht ein Quorum von 75 Prozent der in der Wohnungseigentümerversamm-
lung abgegebenen Stimmen vor. Mit diesem hohen Quorum wird der besonderen Bedeu-
tung Rechnung getragen, die das Wohnungseigentum typischerweise für viele Wohnungs-
eigentümerinnen und -eigentümer hat. 

Das vorgesehene 75-Prozent-Quorum orientiert sich an der Rechtslage im Aktienrecht. Wie 
das Wohnungseigentumsgesetz geht auch das Aktiengesetz davon aus, dass Präsenzver-
sammlungen der Regelfall sind. Die Satzung einer Aktiengesellschaft kann allerdings virtu-
elle Hauptverhandlungen vorsehen (§ 118a AktG). Satzungsänderungen bedürfen nach 
dem Aktiengesetz eines Hauptversammlungsbeschlusses mit einer Mehrheit von mindes-
tens drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals (§ 179 AktG). 
Spricht sich in einer Wohnungseigentümerversammlung mindestens eine Dreiviertelmehr-
heit für reine Online-Versammlungen aus, ist das ein starkes Indiz dafür, dass in dieser 
Gemeinschaft die Präsenzversammlung nicht für das vorzugswürdige Versammlungsfor-
mat gehalten wird. 

Die vorgeschlagene Befristung auf drei Jahre übernimmt den Befristungsgedanken aus 
dem Aktienrecht (§ 118a AktG) und verfolgt mehrere Zwecke. Erwerberinnen und Erwerber 
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von Wohnungen sollen nicht für unbestimmte Zeit an eine vor dem Erwerb erfolgte Be-
schlussfassung gebunden werden. Die Befristung trägt auch der Tatsache Rechnung, dass 
sich die Haltung der Wohnungseigentümerinnen und -eigentümer zu virtuellen Versamm-
lungen ändern kann.  

Virtuelle Wohnungseigentümerversammlungen müssen hinsichtlich Teilnahme und 
Rechteausübung mit Präsenzversammlungen vergleichbar sein. Technisch erfordert dies 
die Durchführung einer Videokonferenz (Zwei-Wege Audio- und Videoverbindung in Echt-
zeit), Versammlungen in einem Chat oder Telefonkonferenzen kommen nicht in Betracht. 
Hinsichtlich der Rechteausübung bedeutet dies, dass die Wohnungseigentümerinnen und 
-eigentümer alle Rechte ausüben können müssen (etwa Rederecht, Fragerecht, Recht zur 
Antragstellung, Stimmrecht). 

Zu Nummer 3 (Änderung von § 26a WEG) 

Aufgrund des Organisationserlasses des Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I 
S. 5176) hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz die Bezeichnung 
Bundesministerium der Justiz erhalten. Diese Änderung wird in § 26a Absatz 2 WEG-E 
nachvollzogen.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 

Artikel 2 sieht Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) vor. 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 554 BGB) 

Mit Nummer 1 wird der Katalog des § 554 Absatz 1 Satz 1 BGB über bauliche Veränderun-
gen, auf deren Erlaubnis die Mieterin oder der Mieter einen Anspruch gegen die Vermieterin 
oder den Vermieter hat, um die Stromerzeugung durch Steckersolargeräte erweitert. Damit 
wird ein Gleichlauf der Regelung zur Stromerzeugung durch Steckersolargeräte im Miet-
recht und im Wohnungseigentumsrecht hergestellt. Die Installation eines Steckersolargerä-
tes kann mit einer baulichen Veränderung im mietrechtlichen Sinn, das heißt mit einer Mo-
difikation der Substanz der Mietsache, verbunden sein. Geht mit der Installation keine Sub-
stanzänderung einher, richtet sich die Zulässigkeit der Maßnahme wie bisher nach dem 
Umfang des vertragsgemäßen Gebrauchs der Mietsache. 

Zu Buchstabe a 

Bei Buchstabe b handelt es sich um eine sprachliche Folgeänderung zu der vorgesehenen 
Änderung in Buchstabe b. 

Zu Buchstabe b 

Durch Buchstabe b wird die Stromerzeugung durch Steckersolargeräte in den Katalog des 
§ 554 Absatz 1 Satz 1 BGB aufgenommen. Zum Begriff „Steckersolargerät“ vergleiche die 
Ausführungen zu Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe c. 

Zu Nummer 2 (Änderung von § 1092 BGB) 

Durch Artikel 2 Nummer 2 werden die Ausnahmen von der grundsätzlichen Unübertragbar-
keit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten in § 1092 Absatz 3 Satz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs für juristische Personen und für rechtsfähige Personengesellschaften um An-
lagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie erweitert. Um die Übersichtlichkeit von § 1092 
Absatz 3 Satz 1 BGB zu erhöhen, wird der bisherige Satzbau umgestellt und eine Numme-
rierung eingeführt; eine inhaltliche Änderung ist mit dieser Umstellung nicht verbunden. 
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Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten sind nach § 1092 Absatz 1 Satz 1 BGB nicht 
übertragbar. Für juristische Personen und rechtsfähige Personengesellschaften enthält 
§ 1092 Absatz 2 und Absatz 3 BGB Ausnahmen von der Unübertragbarkeit. Um zeit- und 
kostenintensive Verfahren nach § 1092 Absatz 2, § 1059a BGB zu vermeiden, lässt § 1092 
Absatz 3 BGB die Übertragung von Dienstbarkeiten zu, die bestimmte Transport- und Lei-
tungsrechte betreffen. 

Neben den Anlagen zur Fortleitung von Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser, Abwasser, 
Öl oder Rohstoffen umfasst der 1996 in das BGB eingefügte § 1092 Absatz 3 BGB aus-
drücklich auch alle dazugehörigen Anlagen, die der Fortleitung unmittelbar dienen. Von 
§ 1092 Absatz 3 BGB nicht erfasst wird hingegen, wenn die Energiegewinnung durch die 
Anlage selbst stattfindet (Münchener Kommentar zum BGB/Mohr, § 1092 BGB Rn. 16; Grü-
neberg/Herrler, § 1092 BGB Rn. 4). Daher unterfallen Anlagen zur Erzeugung von Energie 
aus erneuerbaren Energiequellen wie Photovoltaik- und Windenergie nicht den Ausnahmen 
des § 1092 Absatz 3 BGB. 

Beschränkte persönliche Dienstbarkeiten haben eine erhebliche praktische Bedeutung. Sie 
führen dazu, dass Anlagen trotz der festen Verbindung mit dem Boden im Sinne der §§ 94, 
95 Absatz 1 Satz 2 BGB sonderrechtsfähig bleiben (Trennungsfunktion). In der Praxis die-
nen beschränkte persönliche Dienstbarkeiten für Erneuerbare-Energie-Anlagen außerdem 
dazu, das schuldrechtliche Nutzungsrecht der Person, die die Anlage betreibt, dinglich ab-
zusichern (Nutzungsfunktion). Bei Photovoltaikanlagen erfolgt regelmäßig eine Absiche-
rung durch eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit. Mittels dieser kann auch für eine 
finanzierende Bank das Sicherungseigentum gesichert werden (Sicherungsfunktion) (MüKo 
BGB/Mohr, Vor § 1018 Rn. 8 bis 11; Reymann, DNotz 2010, 84, 85 bis 91). 

Da bei Erneuerbare-Energie-Anlagen in bestimmten Fällen ein Bedarf für einen Wechsel 
des Anlagenbetreibers und damit für eine Übertragung der beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit besteht, muss sich die Praxis derzeit mit aufwändigen und komplizierten ver-
traglichen Ausgestaltungen behelfen. Zur Förderung der Energiewende besteht vor diesem 
Hintergrund ein praktisches Bedürfnis, die Übertragbarkeit der beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit auf Erneuerbare-Energie-Anlagen auszuweiten. Die Errichtung und der Be-
trieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie ist angesichts der Klimakrise und 
der aktuellen geopolitischen Entwicklungen ein wichtiges Ziel der Bundesregierung. 

In der Frühjahrskonferenz der Justizministerinnen und Justizminister am 1./2. Juni 2022 
haben die Justizministerinnen und Justizminister der Länder den Bundesminister der Justiz 
gebeten zu prüfen, ob die bereits bestehende Durchbrechung des Grundsatzes der Un-
übertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten in § 1092 Absatz 3 BGB auf die 
Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien erweitert 
werden kann. 

Nach § 3 Nummer 21 des Erneuerbare-Energie-Gesetzes (EEG) umfassen „erneuerbare 
Energien“ Wasserkraft einschließlich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten- und Strö-
mungsenergie, Windenergie, solare Strahlungsenergie, Geothermie, Energie aus Bio-
masse einschließlich Biogas, Biomethan, Deponiegas und Klärgas sowie aus dem biolo-
gisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haushalten und Industrie. Damit umfasst die 
Neuregelung alle Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien, die derzeit im Mittelpunkt 
der Diskussionen zur Energiewende stehen, insbesondere Photovoltaikanlagen und Wind-
kraftanlagen. Durch die dynamische Verweisung auf § 3 Nummer 21 EEG ist die Regelung 
offen für zukünftige Entwicklungen. 

Eine Erweiterung der Ausnahmen des § 1092 Absatz 3 BGB auch auf beschränkte persön-
liche Dienstbarkeiten, die natürlichen Personen zustehen, ist abzulehnen. Bei der Ausge-
staltung der verschiedenen dinglichen Nutzungsrechte hat sich der historische Gesetzge-
ber von dem Gedanken leiten lassen, dass einer rechtspolitisch unerwünschten Aushöh-
lung des Eigentumsrechts durch Beschränkungen entgegengewirkt werden sollte. Dieser 
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Gedanke ist nach wie vor zutreffend. Bei beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten erfolgt 
die Beschränkung der Reichweite insbesondere mittels der Unvererblichkeit und der grund-
sätzlichen Unübertragbarkeit (MüKo BGB/Mohr, Vor § 1018 BGB Rn. 8). Vor diesem Hin-
tergrund soll die Unübertragbarkeit beschränkter persönlicher Dienstbarkeiten, die natürli-
chen Personen zustehen, bestehen bleiben. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten. 


